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WährenddieUkraine unter
schlimmsten Luftangriffen
leidet, entsorgt die Schweiz
Hunderte funktionierende
Abwehrraketen.
GeorgHumbel

Der Bundesbetrieb ist zurzeit dar-
an, Fliegerabwehrwaffen zu ver-
schrotten.WieArmasuisse gegen-
über der «NZZ amSonntag» bestä-
tigt, ist die erste Tranche Rapier-
Raketen bereits zerlegt. «Es ist
vorgesehen, dass die Systeme
allesamt demontiert und entsorgt
werden», so der Armasuisse-
Sprecher Kaj-Gunnar Sievert.

Die Schweizer Armee hat in
den achtziger Jahren insgesamt
60 solche Systeme beschafft.
Noch 2007 steckte die Eidgenos-
senschaft viel Geld in die Moder-
nisierung und kaufte 2000 neue
Lenkwaffen. Auch sie sollen jetzt

Die Debatte über die Abschaffung
der Hausaufgaben erreicht nach
der Volksschule auch die Gymna-
sien. So entscheidet demnächst
der Konvent der Kantonsschule
Zürich Nord über diese Mass-
nahme zur Entlastung der Schü-
lerinnen und Schüler. Laut einer
Umfrage an diesemGymi arbeitet
rund die Hälfte der Jugendlichen
täglich zwei Stunden und an den
Wochenenden vier Stunden für
die Schule. «Viele hören imSport-
verein odermit demMusikunter-
richt auf, damit sie in der Schule
bestehen können», sagt der Rek-
tor Andreas Niklaus.

Auch die Zürcher Kantons-
schule Hohe Promenade denkt
über eine Reduktion der Aufga-
ben nach. «Es braucht einen
didaktisch sinnvollen Umgang
der Lehrpersonenmit den Haus-
aufgaben», sagt der RektorMartin
Schaub. Der Druck ist ungesund.

Zuviel Stress: Gymnasien
wollendieUfzgi abschaffen

Die Schweiz verschrottetRaketen, die
inderUkraine Leben rettenkönnten

entsorgt werden. Die Schweizer
Armee hat das System auf Ende
Jahr ausser Betrieb genommen.

Die Ukraine könnte solche
Waffen gut gebrauchen: «Die Ra-
pier-Raketen sind alt, aber sie
sind auch nicht völlig veraltet»,
sagt Peter Schneider. Der ehema-
lige Chefredaktor der «Allgemei-
nen SchweizerischenMilitärzeit-
schrift» sagt, tieffliegende
Kampfjets oder Drohnen würden
sich damit gut bekämpfen lassen.

Rein rechtlich hätte die
Schweiz die Raketen für denWei-
terverkauf freigeben können.
Weil es sich umein britisches Sys-
tem handelt, gilt nicht das stren-
ge Exportregime für Schweizer
Waffen. Der Bundesrat hat 2006
beschlossen, dass ausser Dienst
gestellte ausländische Systeme
ohne Auflagen an das Hersteller-
land zurückverkauftwerden dür-
fen. London hätte die Raketen

So stellt die Psychiaterin Dagmar
Pauli fest, dass Depressionen,
Schulvermeidung undEssstörun-
gen gehäuft in Gymnasien und
der Sek A vorkommen.

Das Thema beschäftigt Mittel-
schulen in der ganzen Schweiz.
NächsteWoche trifft sich die Kon-
ferenz Schweizerischer Gymna-
sialrektorinnen und -rektoren,
um darüber zu diskutieren. «Es
gibt viele Hinweise darauf, dass
die zeitliche und psychische Be-
anspruchung immer höherwird»,
sagt Präsident Stefan Zumbrunn.
Hintergrund ist auch die anste-
hende Reform der Schweizer
Gymis: Der Lehrplan soll ausge-
baut und die Zahl der Maturitäts-
noten erhöht werden. Dagegen
wehren sich die Rektoren und ei-
nige Kantonsregierungen. (rd.)

also erwerben und dann weiter-
geben können.

Grossbritannien hat kein sol-
ches Gesuch gestellt; die Schweiz
hat aber auch nicht nachgefragt,
wie Armasuisse bestätigt. «Aus
Transparenzgründen wäre zu-
mindest eine Information der Bri-
ten sicher wünschenswert gewe-
sen», kritisiert die FDP-Sicher-
heitspolitikerin Maja Riniker das
Vorgehen des Bundes.

Bundespräsident Alain Berset
verteidigt den Kurs der Landes-
regierung in der Waffenfrage.
«Schweizer Waffen dürfen nicht
in Kriegen zum Einsatz kom-
men», sagt er im Interview mit
dieser Zeitung. Die Schweiz lehne
Gesuche aus dem Ausland zur
Weitergabe von in der Schweiz
hergestellten Rüstungsgütern ab.
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LeoEiholzer

Als sich der frühere Bundes-
anwalt Michael Lauber am
16. Juni 2017 mit Fifa-Präsident
Gianni Infantino im Berner Hotel
Schweizerhof traf, tat er dies in
einem verwanzten Raum. Agen-
ten im Auftrag Katars führten die
Spionageaktion auf Schweizer
Boden durch. Dies zeigenRecher-
chen der «NZZ am Sonntag».

Der Golfstaat war in Sorge,
dass ihm die Fussball-Weltmeis-
terschaft 2022 wegen Kritik an
derMenschenrechtslage im Land
wieder weggenommen werden

KatarspionierteBundesanwaltLauberaus

könnte. Deshalb beauftragteKatar
über Jahrehinwegeine amerikani-
scheFirmamit nachrichtendienst-
lichen Operationen. Das Ziel: die
Fifa-Politik zu beeinflussen.

In diesem Zusammenhang
wurde auch das Treffen zwischen
Infantino und dem Bundes-
anwalt heimlich aufgezeichnet.
Katar hatte besonderes Interesse
an Laubers Behörde. Denn die
Bundesanwaltschaft war für Er-
mittlungen wegen Unregelmäs-
sigkeiten bei der WM-Vergabe an
Katar zuständig.

Die Spionageoperation hatte
zum Ziel, Erpressungsmaterial

gegen die Teilnehmer des Tref-
fens zu gewinnen. Tatsächlich
hatten die Katarer damit poten-
ziell belastendes Material gegen
den Bundesanwalt in der Hand.
Denn Lauber traf sich informell
mit Infantino, während er meh-
rere Strafverfahren zur Fifa
führte. Später verschwieg er das
Treffen seiner Aufsichtsbehörde.

Die Operation zielte auch auf
Fifa-Präsident Gianni Infantino.
Gegen ihn und Lauber ermitteln
zwei Sonderstaatsanwältewegen
der Treffen. Sollte im Hotel
Schweizerhof etwas Strafbares
besprochen worden sein, wäre

die Aufnahme auch für Infantino
heikel. Lauber wie Infantino er-
klären, keine Kenntnis von der
Verwanzung zu haben. Sie seien
niemals von irgendwelcher Seite
erpresst worden. Die Regierung
Katars bestreitet alle Vorwürfe.

Dokumente zeigen, dass es be-
reits Jahre zuvor einen Plan gab,
Michael Lauber für die Sache
Katars zu gewinnen. Ein auf
Dezember 2011 datiertes Plan-
papier der Spione enthält eine
Seite mit dem Titel: «Unter-
suchungen beeinflussen». Darauf
steht der Satz: «Developed an
approach to cultivateML».

EinGeheimtreffen zwischendemFifa-ChefGianni InfantinoundMichael Lauberwurdeverwanzt

Seite 20

«Develop an approach» ist
Geheimdienst-Jargon für den
Plan, eine Zielperson zu rekrutie-
ren. Laubers Anwalt sagt, sein
Mandant sei niemals von katari-
schen Agenten angeworben oder
angegangenworden.

Die geheimdienstlichenOpera-
tionen auf Schweizer Boden sind
diplomatisch heikel, handelt es
sich doch bei der Verwanzung des
«Schweizerhofs» um eine mut-
masslich strafbare Aktion eines
fremden Staates – nur 300Meter
vomBundeshaus entfernt.

Unsgeht esumden
Wert der Freiheit.
Frankreich ist
besessenvonder
Freiheit. Das ist
bei uns einTotem,
dasmannicht
anfassendarf.
Jean Viard, Soziologe, erklärt,
weshalb Franzosen oft und leiden-
schaftlich protestieren. Seite 2
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Classepolitique
Brigitte Häberli-Koller, Gfrörli,
lässt den Ständeratssaal wieder
auf angenehme 22 Grad heizen.
Die Präsidentin des Stöckli sagt,
es seien zu viele Parlamentarier
und Angestellte erkrankt. Dumm
nur, dass das gemeine Volk
immer noch zum Energiesparen
angehalten ist und es weiterhin
nicht so warm haben soll. Dabei
müssten die Damen und Herren
Ständeräte nur die Tipps der
ehemaligen Energieministerin
Simonetta Sommaruga befol-
gen: Sie empfahl Wollsocken
und warmen Tee. Ein Halstuch
und ein Pulli könnten das Erkäl-
tungsrisiko ebenfalls senken.

Ruedi Noser, Stilikone, entweiht
derweil den Ständeratssaal mit
seiner nachlässigen Kleidung.

Ausgerechnet der Zürcher FDP-
Mann, der stricken und Socken
stopfen kann und von sich sagt,
er sei bei den Kleidern eitel,
erschien amMontag ohne Kra-
watte. Dabei wäre eine solche
obligatorisch, um dem offiziellen
Charakter des Ortes zu entspre-
chen. Häberli-Koller liess Gnade
vor Knigge gelten und gewährte
Noser Einlass – nicht dass sich
der Arme im Vorzimmer erkältet.

Brigitte
Häberli-Koller
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Ruedi
Noser

A
ZM Nachder Lösung der Briten

mit der EU steigt der Druck
auf die Schweiz. Aber auch
Brüssel steht unter Zugzwang.
RenéDonzé

Nachdem sich Grossbritannien
mit der EU in derNordirlandfrage
geeinigt hat, zeichnet sich eine
Assoziierung der Briten zum For-
schungsrahmenprogrammHori-
zon ab. Zwar ist die Frage nach
demPreis noch offen, doch allge-
meinwird eine Lösung erwartet.
Das hat auch Auswirkungen

auf die Schweiz. Sie wurde von
Horizon ausgeschlossen,weil der
Bundesrat das Rahmenabkom-
menplatzen liess.Wenn sich nun
die Britenmit der EU finden, fällt
für die Schweiz ein Verbündeter
für ihren sogenannten Plan B

GrossbritannienalsPlanB fälltweg
weg: Dieser bestand darin, mit
Ländern ausserhalb der EU For-
schungspartnerschaften aufzu-
bauen – als Alternative zu Hori-
zon Europe. Die Briten hätten da
eine wichtige Rolle gespielt, da
sie über international führende
Hochschulen verfügen. ImHerbst
hatten die beiden Länder eineAb-
sichtserklärung unterzeichnet.
Tatsächlich liefen eine Zeitlang

die Telefone heiss zwischen der
Schweiz und der Insel. Inzwi-
schen aber ist das Interesse aus
London abgeflaut. Denn den Bri-
ten reicht das Geld nicht für eine
Assoziierung an Horizon und al-
ternative Kooperationsprogram-
me. So sagt auch die Basler SP-
Ständerätin Eva Herzog: «Ein po-
tenzieller Verbündeter für einen
Plan B fällt weg.» Sie habe ohne-
hinwenig davon gehalten, da dies

Horizon nicht annähernd erset-
zen würde. Mitte-Politiker Bene-
diktWürth, Präsident der stände-
rätlichen Bildungskommission,
sagt: «Das Interesse Grossbritan-
niens dürfte sich nach der Eini-
gung mit der EU verändern, in-
dem es sich nunmehr auf ausge-
wählte Spitzenforschungmit der
Schweiz beschränkenwird.» Ähn-
lich sieht es LucianaVaccaro, Prä-
sidentin des Hochschulrektoren-
verbands Swissuniversities. «Ein
Plan Bmit bilateralenAbkommen
ist für die Forschung ohnehin
immer nur die zweiteWahl.»
Wissenschaft und Bildungspo-

litik gehen darumdavon aus, dass
die neueAusgangslage denDruck
auf die Schweiz erhöht, die Ver-
handlungen mit der EU wieder
aufzunehmen. Würth sagt, es sei
offen, ob bereits die Verabschie-

dung des Verhandlungsmandates
genüge für die Assoziierung zu
Horizon Europe oder ob die EU
dafür denAbschluss der Verhand-
lungen voraussetze.
Auf der anderen Seite steigt der

Druck aber auch auf die EU, die
Schweiz zu assoziieren. «Sollte
Grossbritannien integriert wer-
den, gibt es erst recht keinen Sinn
mehr,wenndie Schweiz nachwie
vor nicht dabei sein könnte», sagt
FDP-Bildungspolitiker Christian
Wasserfallen. Denn immerhin
würden die Schweizer anders als
die Briten sämtliche Freiheiten
der EU anerkennen.
Nächste Woche kommt Maros

Sefcovic, Vizepräsident der Eu-
ropäischen Kommission, in die
Schweiz. Er wird unter anderem
mit Bundesrat Ignazio Cassis ein
Gespräch führen.

RenéDonzé

Für Andreas Niklaus ist klar:
«Irgendwann geht die Gleichung
nicht mehr auf.» Er ist Rektor der
Kantonsschule Zürich Nord – mit
2200 Schülerinnen und Schülern
eines der grössten Schweizer
Gymnasien. Und er macht sich
Sorgen: Nicht nur der Stoffdruck
nehme zu, sondern auch die Er-
wartungen der Eltern, Lehrer und
der Jugendlichen selbst. «Viele
hören im Sportverein oder mit
dem Musikunterricht auf, damit
sie in der Schule bestehen kön-
nen», sagt er. Oft sässen sie spät-
abends an Aufgaben. «Ein Gross-
teil der Freizeitwird in die Schule
investiert. Das darf nicht sein.»
EineUmfrage an seinemGymi,

an der 1800 Schüler teilgenom-
men haben, belegt das: Rund die
Hälfte von ihnen arbeitet unter
der Woche täglich zwei Stunden
undmehr zu Hause für die Schu-
le. An denWochenenden sind es
bei etwa der Hälfte vier Stunden.
Das ergibt vierzehn Stunden
Schularbeit – neben Schulweg
und familiären Pflichten bleibt
nichtmehr viel Spielraum.

Mädchen stärker belastet
Seine Mittelschule in Zürich Oer-
likon steht damit nicht allein da:
Das legt eine ähnlicheUmfrage an
der Kantonsschule Hohe Prome-
nade im Zürcher Stadtzentrum
nahe. Man sei zu vergleichbaren
Resultaten gekommen, sagt Rek-
tor Martin Schaub. Auch ein Teil
seiner Schülerinnen und Schüler,

Gymiswollen
Hausaufgaben
abschaffen

die meist aus bildungsnahen Fa-
milien kommen, bekundenMühe
mit den hohen Anforderungen.
«Sorgen machen uns vor allem
Belastungsspitzen, wenn Haus-
aufgaben, Prüfungsvorbereitun-
gen und Projektarbeiten zusam-
menfallen», sagt Schaub. Gezeigt
hat die Umfrage an beiden Schu-
len: Die Arbeitsbelastung ist bei
den guten und schwachen Schü-
lern etwa gleich hoch. Aber:Mäd-
chen sind zeitlich und mental
stärker belastet als Buben.
Psychiaterin Dagmar Pauli

spricht von einer «relevanten
Zahl von Gymnasiastinnen», die
überlastet sind. «Wenn sie alles
‹richtig› machen wollen, was von
ihnen verlangt wird, geraten sie
in eine Erschöpfung, weil ihnen
der Ausgleich in Form von ent-
spannter Freizeit fehlt», sagt die
Chefärztin für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie an der Psychia-
trischen Universitätsklinik Zü-
rich. Sie hat kürzlichmit den Zür-
cher Gymirektoren über die The-
matik gesprochen. Die Folge für
die Jugendlichen: Depressionen,
Schulvermeidung, Essstörungen.
Diese Symptome treten laut Pauli
gehäuft in Gymnasien und der
Sek A auf. Grund sei nicht die
Schule allein, doch könne ein
stressförderndes schulischesUm-
feld eine psychische Störung
stark begünstigen.
Das Themabeschäftigt dieMit-

telschulen in der ganzen Schweiz.
NächsteWoche trifft sich die Kon-
ferenz schweizerischer Gymna-
sialrektorinnen und -rektoren,

um auf Wunsch der kantonalen
Verbände darüber zu diskutieren.
«Es gibt viele Hinweise darauf,
dass die zeitliche und psychische
Beanspruchung immer höher
wird», sagt der Präsident der Kon-
ferenz, der Solothurner Rektor
Stefan Zumbrunn.
Nicht von ungefähr brennt das

Problemderzeit denRektoren be-
sonders unter den Nägeln. Der
Druck dürfte in naher Zukunft
weiter steigen: Der Bund und die
Konferenz der kantonalen Erzie-
hungsdirektoren wollen die Zahl
der Maturanoten von 13 auf 15
erhöhen. Und sie wollen den al-
ten, schlanken Rahmenlehrplan
durch ein umfangreichesWerk er-
setzen. Dagegen wehren sich die
Rektoren. Sie fordern stattdessen
vielmehr eine inhaltliche Ent-
schlackung des Gymnasiums. In
der Vernehmlassung haben sich
auch viele Kantone kritisch ge-
äussert zu den Plänen. Derzeit
werten die Verantwortlichen die
Stellungnahmen aus. Geplant ist,
die Reform 2024 umzusetzen.
«Das wird die Situation für

viele Schülerinnen und Schüler
noch verschärfen», sagt Rektor
Andreas Niklaus. An seiner Schu-
le hat darum eine Arbeitsgruppe
aus Schulleitung, Lehrer- und
Schülerschaft Massnahmen zur
Entlastung erarbeitet. Im Zen-
trum steht die Abschaffung der
Hausaufgaben. Einzig die Litera-
tur-Lektüre sowie die Prüfungs-
vorbereitung sollen noch zu
Hause erfolgen – nicht aber das
Verarbeiten von Schulstoff, für

den die Zeit in der Schule nicht
reichte. «Nicht nur die Vermitt-
lung, sondern auch das Üben des
Stoffs gehört in den Unterricht»,
sagt Niklaus. Sein Ziel: Die
Jugendlichen sollen zu Hause
durchschnittlich nicht mehr als
30Minuten täglich für die Schule
arbeiten müssen. Das habe auch
mit Chancengleichheit zu tun:
Gerade in Zürich Nord stammen
viele Schüler aus bildungsfernen
Familien, die oft weniger Unter-
stützung bei Hausaufgaben bie-
ten können. Als weitere Mass-
nahmewill die Kantonsschule die
Prüfungen und Projektarbeiten
besser koordinieren. Die Vor-
schläge müssen noch vom Leh-
rerkonvent genehmigt werden.

Ein heisses Eisen
Auch in der Kantonsschule Hohe
Promenade wird die Belastung
der Jugendlichen angegangen.
Auch dort werden Massnahmen
zur Reduktion der Arbeit zu
Hause geprüft: «Es braucht einen
didaktisch sinnvollen Umgang
der Lehrpersonenmit den Haus-
aufgaben», sagt Rektor Schaub.
Allerdings fände er sicher eine
Stunde täglich vertretbar. «Fast
noch wichtiger ist die gleich-
mässigere Verteilung von Prüfun-
gen undProjektarbeitenwie auch
eine Diskussion über deren An-
zahl, Umfang und Form.»
Mit den Hausaufgaben packen

die Gymnasien ein heisses Eisen
an. Das zeigenDiskussionen über
deren Abschaffung in der Volks-
schule: Vermehrt verzichten vor

SchülerinnenundSchüler anden
Gymnasien sind zunehmend
überlastet. Sie gebenHobbysauf
und leidenpsychisch.Darum
möchtenRektorenDruckabbauen

KEYSTONE

Mit der anstehenden Reformder Gymnasien dürfte der Druckweiter steigen: Kantonsschülerin bei der Arbeit. (Solothurn, 14. Mai 2018)

allem Primarlehrerinnen oder
ganze Schulhäuser auf die
«Ufzgi». In Tagesschulen werden
Aufgaben oft vor Ort erledigt. Vor
allemEltern sind dagegen. Sie be-
fürchten, die Kontrolle über die
schulischen Fortschritte ihrer
Kinder zu verlieren. Aber auch in
Lehrerkreisen gibt es Kritik.
Skeptisch gegenüber der Idee,

diese auch in Gymis abzuschaf-
fen, ist der Präsident des Vereins
Schweizerischer Gymnasiallehrer
Lucius Hartmann. «Auch das
selbständige Arbeiten ohne Lehr-
personmuss geübtwerden», sagt
er. Und erwarnt vor einer «Mogel-
packung»: Wenn nicht gleichzei-
tig der Umfang des Schulstoffs
reduziertwerde, könnten anstelle
der Hausaufgaben einfach die
Vorbereitungen auf Prüfungen
aufwändiger werden. «Damit
wäre niemandem gedient.»
Die hohe Belastung der Gymi-

schüler beschäftigt im Kanton
Zürich auch die Bildungsdirek-
tion. Sie hat dazu eigene Umfra-
gen undWorkshops mit Jugend-
lichen durchgeführt. Noch sei es
aber zu früh, um über konkrete
Massnahmen zu informieren,
sagt der zuständige Amtsleiter
Niklaus Schatzmann. Nur so viel:
Bereits hat die Bildungsdirektion
als Pilotprojekt fünf Stellen für
Schulsozialarbeit an den Mittel-
schulen bewilligt. Auch der Um-
gang mit Prüfungsformen und
-menge an den Gymnasien dürf-
te zum Thema werden. Weitere
Ideen werden laut Schatzmann
bald präsentiert.

Depressionen,
Schulvermeidung
undEssstörungen
treten gehäuft
anGymnasien auf.



NZZamSonntag 12. März 2023 19Meinungen

DieUkraine erlebte dieseWoche einendermassivsten
Raketenangriffe seit langem: Zivilistenwurden imSchlaf
von todbringenden russischenRaketenüberrascht.
Die ukrainische Flugabwehr konnte nicht alle Flugkörper
abfangen. Dafür benötigt sieweitereDefensivwaffen –
etwadas britischeRapier-Abwehrsystem, das die
Schweiz derzeit ausser Dienst stellt. Angesichts des
Krieges in Europa liegt da eineÜberlegung auf derHand:
Die Schweiz könnte dieAbwehrraketennachGross-
britannien zurückgeben, vonwo aus sie in dieUkraine
gelangen, umdort das Leben vonZivilisten zu retten. Der
Cloudaran: Rechtlich bestünde kein Problem.Denn es
handelt sich nicht umSchweizerWaffen, die insAusland
gelangten. Dochder Bundesrat hat es unterlassen, bei
denBriten über einmögliches Interesse zu sondieren.
Lieberwerdendie Rapiers verschrottet.Währendneu-
trale Länderwie SchwedendieUkraine direktmitWaffen
unterstützen,werden in der Schweiz Stimmen à la Sahra
Wagenknecht lauter: Nur keineWaffen in dieUkraine,
dann gibt es schon irgendwie Frieden. Zu sehenwar
das dieseWoche imParlament,wo eine Lockerung
der Rüstungsexporte an solchenArgumentenund an
politischemGezänk scheiterte. DasAbseitsstehender
Schweiz bei derUnterstützungderUkraine ist umein
beschämendesKapitel reicher geworden.Daniel Foppa

DieSchweizbleibt sich treu–
imAbseitsstehen

Ukraine-Krieg

Die Schweizwird immermehr zu einemVolk von Teil-
zeitlern. Dass das viel beschworene Schweizer Arbeits-
ethos schwindet, zeigt eine kürzlich publizierte
Umfrage. Demnach finden zwei von drei Personen, dass
wir in der Schweiz grundsätzlich zu viel arbeiten. Diese
Entwicklung ist ein Zeichen für den hohenWohlstand:
Viele können es sich leisten, zugunsten vonmehr Frei-
zeit auf einen Teil des Lohns zu verzichten. Denn es
sind bei weitemnicht nur dieMütter, die ein Teilzeit-
pensum ausüben. Hoch ist der Anteil ebenso unter den
Erwerbstätigen ohne Elternpflichten. Laut neusten
Zahlen arbeiten von den kinderlosen Frauen 46 Prozent
in einem reduzierten Pensum, bei denMännern sind es
21 Prozent. Eine gesundeWork-Life-Balance ist sicher-
lich berechtigt: Dochwerweniger arbeitet, entzieht dem
Staat Steuergelder und der AHV Lohnbeiträge. Vor allem
schmälert das tiefere Arbeitseinkommen die eigene
Altersvorsorge. Zumal nurwenige, trotz der höheren
Lebenserwartung, nach 65 arbeitenwollen. So begeh-
renswertmehr Freizeit also ist: Sie hat ihren Preis. Der
Teilzeit-Boomwird dazu führen, dassmehr Rentner den
Gürtel enger schnallenmüssen oder gar auf staatliche
Ergänzungsleistungen angewiesen sind.Albert Steck

MehrFreizeit ist toll, doch
leidernicht gratis

Teilzeitarbeit

Erste Gymnasien in der Schweiz diskutieren den Ver-
zicht auf Hausaufgaben, weil ihre Schülerinnen und
Schüler überlastet seien. Das ist gut gemeint, aber nicht
gut gemacht. Denn damit werden bloss Symptome
gelindert, statt das Problem an derWurzel zu packen.
Seit Jahrzehnten steigen die Anforderungen an das
Schulsystem:Mehr Fächer,mehr Themen,mehr Kom-
petenzen,mehr selbständiges und projektorientiertes
Arbeiten resultieren inmehr Stress für die Kinder. Es
wäre an der Zeit, dass die Bildungspolitik ihre Hausauf-
gaben löst und Prioritäten setzt:Wasmuss eine
moderne Schule leisten?Welche alten Zöpfe kann sie
dafür abschneiden? Der ideale Zeitpunkt dazu ist jetzt,
imRahmen der laufenden Gymi-Reform.René Donzé

DiePolitik sollUfzgimachen
Gymnasien

Wir erleben ein dramatisches
Artensterben. Die globale
Biodiversitätskonferenz von
letztemDezember inMontreal

hat eindringlich zum Schutz von 30 Prozent
aller Meeres- und Landesflächen aufgerufen.
Die Schweiz hat die Verpflichtungmitunter-
zeichnet, bis heute aber nur 2,2 Prozent der
Landesfläche unter strengen Biotopschutz
gestellt. Die Europäische Umweltagentur
hielt 2020 nüchtern fest: «Das schlechteste
Ergebnis erzielt die Schweiz bei der Biodiver-
sität: Sie hat von allen europäischen Ländern
den niedrigsten Anteil an Schutzgebieten
imVerhältnis zur Landesfläche.»
DieMissachtung ökologischer Aspekte hat

bei der Nutzung derWasserressourcen ihre
exemplarische Leidensgeschichte. Eine
eigentlicheWasseraustreibung führte dazu,
dass rund 90 Prozent aller Schweizer Feucht-
gebiete und Auen als vielfältige Lebens-
räume zerstört wurden, im 20. Jahrhundert
beschleunigt durch den Ausbau derWasser-
kraft. Wir betreiben heute 1500Wasserkraft-
werkemit rund 2700 Kilometer gestörter
Gewässerstrecke, die 60 Prozent des
Schweizer Stroms erzeugen. Die ökologische
Erforschung dieser Beeinträchtigungen
hat spät in den achtziger Jahren begonnen
und belegt das Desaster für die Biomasse
in den Fliessgewässern.
ImWasserrecht wurden 1991 verbesserte

Restwasserbestimmungen gesetzlich ver-
ankert, die sehr zögerlich umgesetzt werden.
Höher wird die volkswirtschaftliche Rolle
gewichtet. Eine halbeMilliarde Franken
Wasserzinserträge jährlich sind den Alpen-
kantonen sehr willkommen, noch höhere
Erträge aus dem Stromexport den übrigen
Kantonen. DerMythosWasserkraft lautet
«sauber, einheimisch und erneuerbar». Die
Kehrseite derMedaille – diemangelnde
Lebendigkeit, die Verarmung vonNatur und
Landschaft – wird ungewichtet zur Kenntnis
genommen. Inzwischen sind 95 Prozent des
nutzbaren Potenzials in der Schweiz verwer-
tet und die Grenzen der ökologischen Belast-

barkeit überschritten. Die ZitroneWasser-
kraft ist ausgepresst.
Seit kurzem treiben düstere Szenarien die

Energiepolitik an, und erneut soll dieWasser-
kraft dienlich sein, ähnlich demFracking bei
der Erdölförderung. Der Ständerat ist voran-
gegangen und hat nebst erhöhten Strom-
produktionszielen vorgegeben, dass der Bio-
topschutz fallen soll undWasser-, aber auch
Solar- oderWindkraftwerke in nationalen
Biotopen gebaut werden können. Ein hartes
Ringen ist angesagt, Einzelaktionen ohne
Gesamtschau prägen die Diskussion.
So soll das nationale Auen-Inventar in

seiner Schutzwirkung verfassungswidrig
eingeschränkt werden und keineweiteren,
national schützenswerten Gletscher-
vorfelder vor «neuen Anlagen zur Nutzung
erneuerbarer Energie» abgesichert werden.
Das widerspricht Artikel 78 der Bundesver-
fassung zumHeimatschutz und durchstösst
die in Artikel 89 vorgeschriebene Gleich-
rangigkeit verschiedenster Interessen. Frei-

händige politische Vorwegnahmen der Inter-
essenabwägung besitzen auch nicht das
erforderlichewissenschaftliche Fundament.
Die Alpenkonvention, das von allen acht

Alpenstaaten und der EU ratifizierte Über-
einkommen zum Schutz der Alpen, wird
gebrochen. Die Schweiz hat sich darin ver-
pflichtet, «Natur und Landschaft so zu schüt-
zen, zu pflegen und, soweit erforderlich,
wiederherzustellen, dass die Funktions-
fähigkeit der Ökosysteme (...), die Regenera-
tionsfähigkeit und nachhaltige Leistungs-
fähigkeit der Naturgüter sowie die Vielfalt,
Eigenart und Schönheit der Natur und
Landschaft in ihrer Gesamtheit dauerhaft
gesichert werden.» Zudemunterzeichneten
diese Staaten 2020 eine Erklärung zur inte-
grierten und nachhaltigenWasserwirtschaft.
Sie verpflichtet zu grenzüberschreitendem
Wassermanagement. Doch die Schweiz will
das in trockenen Sommernweiter unten
dringend benötigteWasser bei sich oben für
dieWinterstromproduktion behalten. Das ist
einseitige Energiepolitik ohne umfassenden
Einbezug der Klima- und Biodiversitätskrise.
Der integrierende Blick droht verloren-

zugehen. Die Dämme des Alpenrheins sollen
zwischen Bodensee und Graubünden ökolo-
gisch saniert, zur Stärkung vonHochwasser-
schutz und Lebensräumen ausgeweitet und
zu einemErholungsraumwerden. Aktuelle
energiepolitische Vorschläge jedochwollen
solchemultifunktionalen Verbesserungen
und die austarierten Lösungen kippen. Der
Bau neuer Laufkraftwerke soll gefördert und
die Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben zu
den Restwasserbestimmungen gleich für die
nächsten zwölf Jahre ausgesetzt werden.
Trotz all diesen unsäglich einseitigen

Anliegen zur Energiebeschaffung bleibt Fakt,
dass derMensch ohne intakte Ökosysteme
seine Lebensgrundlagen verliert. Wir alle
auf demRaumschiff Erde sind existenziell
vom biologischen Leben in seiner ganzen
Vielfalt abhängig. In diesen Tagen kann nur
noch das Plenumdes Nationalrats den
Widersinn korrigieren.

DerexterneStandpunkt

Sonne,Wind,Wasser–aufderSuchenach saubererEnergie rücktder
Alpenraum insZentrum.DasbedrohtdieArtenvielfalt undverletzt die
Bundesverfassung, schreibenKasparSchulerundMarioBroggi

WosolldieSchweizerBiodiversität
künftignochRaumerhalten?

Chappatte

Kaspar Schuler und
MarioBroggi

Kaspar Schuler, 64, war Geschäftsführer
von Greenpeace Schweiz und leitet heute
die Geschäftsstelle der Internationalen
Alpenschutzkommission (Cipra).
Mario Broggi, 77, ist Forstingenieur und
ehemaliger Direktor der Eidgenössischen
Forschungsanstalt für Wald, Schnee und
Landschaft (WSL).

Kaspar Schuler Mario Broggi

NZZ am Sonntag, 12.3.2023
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